
Unsere HerBsT-AgendA

Gemeinsam mit Blockupy werden wir am 
2. September vor dem Bundesarbeits­
ministerium ein Zeichen setzen gegen 
das Hartz­IV­Regime, gegen nationa­
listische Spaltung und die von Deutsch­
land forcierte Austeritätspolitik in ganz 
Europa. (Seite 3) 

Das faschistische Potenzial der AfD und 
der enthemmten Mitte verlangt die 
Mobilisierung breiter gesellschaftlicher 
Allianzen. Deshalb gehen wir am 3. Sep­
tember gemeinsam mit dem Bündnis 
»Aufstehen gegen Rassismus« gegen die 
AfD in Berlin auf die Straße. (Seite 4) 

Der nächste Tag steht im Zeichen ei­
ner Bewegung der Solidarität und der 
Bewegungsfreiheit. »Welcome2Stay«, 
vor einigen Wochen in Leipzig mit 800 
Teilnehmenden gestartet, geht in die 
nächste Runde. (Seite 5) 

14 Tage später tragen Klerikale, Reak­
tionäre und Antifeminist_innen »1000 
Kreuze« durch Berlin. Wir sind Teil derer, 
die an der Zurückdrängung reaktionärer 
Geschlechterordnungen und ­bilder be­
teiligt sind – nicht nur am 17. Septem­
ber. (Seite 6) 

Außerdem in dieser Ausgabe: Zum Deal 
mit Erdoğan (Seite 5) und Berlin für 
alle – gegen den Ausverkauf der Stadt  
(Seite 7).

Viel Spaß bei der Lektüre! 
Und bis bald,
IL Berlin

»So viel Krise war noch nie!« 
Ob in den Medien, der Familie 
oder unter Freunden und Kol-
leg_innen, immer wieder hört 
man solche Sätze. Dass vieles 
gehörig schief läuft und die Unsi-
cherheit zunimmt, spüren immer 
mehr. Und das nicht nur hier, 
sondern überall auf der Welt – ob 
Klimakatastrophe, Finanz- und 
Wirtschaftskrisen, Krieg und 
Terrorismus. So wie es jetzt läuft, 
läuft es nicht gut!
Die allgemeine Unsicherheit lässt 
rechte Kräfte europaweit profitie-
ren: die AfD in Deutschland, in 
Frankreich den Front National 
oder PiS in Polen. Nicht nur in 
Großbritannien verbindet sich 
das Nein zur neoliberalen und 
undemokratischen EU mit reak-
tionären Botschaften und einer 
Explosion rassistischer Gewalt.

Am Scheideweg
Wahr ist: Die Welt ist in Bewe-
gung, denn wir befinden uns tat-

sächlich in einer »Großen Krise». 
Die Finanzcrashs von 2008 wa-
ren bloß der Startschuss. Es han-
delt sich um eine grundlegende 
Krise des Kapitalismus weltweit, 
deren einzelne Aspekte – ob 
Umweltzerstörung, Ernährungs-
lage oder Ungleichheit – sich 
gegenseitig verstärken und mit 
Verwüstungen und Vertreibun-
gen einhergehen, die der kapi-
talistische Prozess immer wieder 
hervorbringt. Auch in unserem 
Alltag merken wir in Form von 
Arbeitshetze, Existenzängsten 
und steigender Altersarmut, dass 
die Krise sich bis in unsere Kü-
chen und Schlafzimmer abspielt. 
Dass solche Krisen in Gewalt und 
Krieg eskalieren, und dass autori-
täre, menschenverachtende Kräf-
te versuchen, sie für sich zu nut-
zen, ist historisch nichts Neues. 
Drei Entwicklungspfade zeich-
nen sich ab: Erstens versuchen 
die alten Ideolog_innen des 
Neoliberalismus, die Scheiße, 
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in die sie uns hineingeritten ha-
ben, zu verewigen: Mit TTIP & 
CETA feiern sie eine Back-To-
The-Roots-Party der neolibera-
len Neunziger. 

kunst soll die neoliberale Forma-
tion weiter vorantaumeln.
Zweitens treiben rechtspopu-
listische bis faschistische Kräfte 
ihre reaktionären Ideen einer 
rechten Antwort auf die Krise 
voran. Gestützt auf eine ver-
rohte »Mitte« propagieren sie 
Rassismus, Antifeminismus und 
nationalen Kapitalismus als fal-
sche Alternativen. Das ist mehr 
als bloß ein Irrtum oder eine 
Ablenkungsstrategie. 
Wie vor 80, 90 Jahren stellt der 
reaktionäre Aufschwung in einer 
tiefen Krise eine eigenständige, 
hochgefährliche Entwicklung dar, 
die mit allen Mitteln bekämpft 
werden muss, soll sie nicht erneut 
in Verfolgung und Krieg enden.

Den Scheinalternativen  
den Kampf ansagen
Gegen neoliberale Zombies und 
proto-faschistische Monstren ar-
beiten wir an der Entwicklung 
eines dritten Projekts,  

Septemberwirbel!
Interventionistische Politik gegen Scheinalternativen und fur das gute Leben fur alle

UnTerM sTricH

Der Begriff »Freiheit« klingt phonetisch 
auf Amharisch wie »nets’aneti«. Eine 
Sprache, die in großen Teilen Äthiopiens 
gesprochen wird. Siehe https://de.wiki­
pedia.org/wiki/Amharische_Sprache

Auch in unserem 
AlltAg merken  
wir Die krise in Form 
von Arbeitshetze, 
existenz ängsten 
unD steigenDer  
AltersArmut.

Troika und Fiskalpakt höhlen die 
ohnehin bürgerlich beschränkte 
Demokratie weiter aus und ver-
armen Millionen. Der EU-Tür-
kei-Deal sichert dieses Modell 
– mit tödlichen Folgen – nach 
außen ab. Gestützt durch auto-
ritäre Gewalt und hohe Krisen-

Die Mischung macht’s. Festhalten an Brauchbarem, loslassen, wenn es um konservative Haltungen geht…Die Mischung macht’s. Festhalten an Brauchbarem, loslassen, wenn es um konservative Haltungen geht…



Die Schirmherrschaft der Solidarität hat begonnen. Blockupy als Teil von Wirtschaftsblockaden kapitalistischer Umverteilungsprozesse von unten nach oben.Die Schirmherrschaft der Solidarität hat begonnen. Blockupy als Teil von Wirtschaftsblockaden kapitalistischer Umverteilungsprozesse von unten nach oben.

gestützt auf emanzipatorische Mo-
bilisierungen und unserem Ziel 
von einem guten Leben für alle. 
Statt Herumdoktern am Bestehen-
den geht es uns um eine gerechte 
Welt, die nicht auf Kapitalismus, 
Krieg und Gewalt, sondern auf So-
lidarität, Würde und einem neuen 
Internationalismus basiert.
Diesem Projekt – das heißt uns 
selbst und unseren Freund_innen 

Kürzere Bezugszeiten bei 
der Arbeitslosenunterstützung, 
Sanktionen, Minijobs, Leiharbeit 
und 1-Euro-Jobs – verschärfte 
Konkurrenz, wachsender Nied-
riglohnsektor, Pre ka rität überall. 
Die SPD hat mit den Hartz-Re-
formen nicht nur soziale Rechte 
beschnitten und die Disziplinie-
rung von Arbeitslosen vorange-
trieben. Sie hat auch Maßstäbe 
für Europa gesetzt.
Das deutsche Exportmodell ver-
allgemeinert Prekarität in ganz 
Europa. Die Hartz-Reformen 
werden den sogenannten Kri-
senstaaten mit Radikalität und 
Vehemenz aufgedrückt. Die 
Erpressung der griechischen Re-
gierung ist nur ein dramatisches 
Beispiel. 
Unter den verschärften Kon-
kurrenzbedingungen des freien 
Kapital-, Waren- und Dienst-
leistungsverkehrs und bei einer 
gemeinsamen Währung ist die 
Lohn entwicklung die unmit-

und Genoss_innen weltweit – 
stellen sich somit zwei Aufgaben: 
Reaktionäre Scheinalternativen 
abzuwehren und zurückdrängen 
und zugleich auf den radikalen 
Wandel zu orientieren. 
Ohne eine grundlegende gesell-
schaftliche Veränderung wird 
sich nicht viel erreichen lassen: 
Sozialismus oder Barbarei. Dies 
ist die Auseinandersetzung, die 

wir führen. Dies ist der his-
torische Moment, in dem wir 
unsere vielfältige Praxis, unsere 
manchmal vereinzelt scheinen-
den Kampagnen, Bündnisse 
und lokalen Kämpfe verorten.
Im September 2016 kommen 
diese konkreten Kämpfe zusam-
men. Während sich die Berliner 
Lokalpolitik für die Wahl zum 
Abgeordnetenhaus am 18. Sep-

tember in Stimmung bringt, 
geht die Interventionistische 
Linke Berlin gemeinsam mit 
vielen anderen – und mit Euch 
– in die Offensive. Denn alle 
Erfahrungen zeigen: Wahlen (al-
lein) ändern nichts, Druck von 
der Straße ist unabdingbar.
Wer sollte das besser wissen als 
wir in Berlin? Das Beispiel des 
rot-roten Senats, der ab 2002 

PrekaritAt als Exportschlager
Exit Austerity - Exit Fortress Europe - Exit Capitalism!

telbare Stellschraube im Stand-
ortwettbewerb innerhalb der 
Eurozone. Dass hier eher eine 
Angleichung nach unten betrie-
ben wird, zeigt die beharrliche 
Forderung der EU-Kommission, 
Arbeitsmarkt regulierungen abzu-
schaffen und damit die Konkur-
renz unter den Lohnabhängigen 
zu verschärfen. Austerität ist im 
deutschen Europa zur Normalität 
geworden.

Hartz IV war erst der Anfang …
Mit der Ausweitung der 1-Eu-
ro-Jobs, Rückzahlungen von 
Leistungen bei sogenanntem so-
zialwidrigem Verhalten und dem 
Schaffen von ALG-II-Empfän-
ger_innen zweiter und dritter 
Klasse legt die jetzige Bundesre-
gierung auch nach innen noch 
einmal nach.
Zurzeit besonders im Fokus des 
SPD-geführten Arbeitsministeri-
ums: Geflüchtete und Migrant_
innen. EU-Migrant_innen 

Das deutsche Arbeitsministeri-
um ist zentraler Akteur in diesem 
Regime der sozialen Spaltung 
und verschärften Ausbeutung, 
das vielfach rassistisch begründet 
und verschleiert wird. Und zwar 
nicht nur von der AfD, sondern 
auch von der Bundesregierung. 
Diese macht an vielen Stellen 
längst AfD-Politik.

Es gibt nur eine Alternative
Mit Blockupy werden wir am  
2. September diese Politik am 
Arbeitsministerium angreifen. 
Das verbindet uns mit den 
massiven Protesten gegen die 
Loi Travail in Frankreich – aber 
auch mit denen in Belgien ge-
gen das Peters-Gesetz und de-
nen gegen den Jobs-Act in Ita-
lien. Diese Beispiele zeigen: Es 
gibt an vielen Stellen in Europa 
solidarischen und breiten Wi-
derstand gegen Prekarisierung, 
Verarmung und soziale Spal-
tung. Blockupy bedeutet für uns 

schon immer: Gegen diese EU 
der Grenzen und des Kapitals 
brauchen wir eine transnationa-
le antikapitalistische Bewegung. 
Dieser Kampf ist längst ein eu-
ropäischer und wir werden ihn 
letztendlich nur auf dieser Ebe-
ne gewinnen können.
Die Aufgabe ist dabei nicht ein-
facher geworden: In ganz Euro-
pa stehen wir nicht nur gegen 
das Establishment neoliberaler 
Regierungen – ob pseudo-sozi-
aldemokratisch oder konservativ 
– sondern auch gegen die erstar-
kende Rechte. Aber wir haben 
bereits angefangen und wir wer-
den entschlossen weitermachen: 
Ausbeutung, Rassismus und 
Grenzen werden wir überall be-
kämpfen – ob bei der AfD oder 
den Jobcentern und Arbeitsmi-
nisterien in Berlin, Paris, Brüssel 
… Denn am Ende gibt es nur 
eine Alternative und die ist gren-
zenlos und solidarisch: das gute 
Leben für alle. H

DAs Deutsche  
exportmoDell 
verAllgemeinert 
prekArität in gAnz 
europA.

haben nun fünf Jahre keinen An-
spruch auf ALG II, falls sie nicht 
schon sechs Monate gearbeitet 
haben. Und Bundesarbeitsmi-
nisterin Andrea Nahles schafft 
es sogar, die Unverschämtheit 
der 1-Euro-Jobs zu überbieten 
und schlägt 80-Cent-Jobs für 
Geflüchtete vor. Als Arbeitskräf-
te sind EU-Migrant_innen und 
Geflüchtete notwendig und wer-
den gerne ausgebeutet – ob im 
Pflegesektor, in der Gastronomie 
oder auf dem Bau. Soziale und 
politische Teilhabe wird ihnen 
aber systematisch verwehrt.

  SEPTEMBERWIRBELFortse
tzung

wAhlen (Allein)  
änDern nichts, 
Druck von Der  
strAsse  ist 
unAbDingbAr.



fast zehn Jahre die Geschicke der 
Stadt leitete, gibt darüber bered-
tes Zeugnis. Es war ein Jahrzehnt 
rigider Kürzungspolitik und der 
Privatisierung von Wasser, Woh-
nungen und Daseinsfürsorge. 
Wir wissen: Der kapitalistische 
Normalzustand kann nur über-
wunden werden, wenn wir den 
Kampf dagegen zu unserer eige-
nen Sache machen. 

oder rassistische Politik ge-
macht wird, und dabei immer 
wieder neue Allianzen zu su-
chen, die Brüche vertiefen und 
Chancen ergreifen. Uns geht 
es im konkreten Handgemen-
ge um die Selbstermächtigung 
der Ausgebeuteten und Unter-
drückten. 
Die Dinge geraten nicht nur in 
Berlin, nicht nur in Deutsch-

Eine Menge Arbeit
Klingt nach einer Menge Arbeit. 
Macht aber Sinn. Unser Ziel ist 
die gesellschaftliche Hegemonie 
eines linken Blocks. Deshalb 
orientieren wir auf breite Bünd-
nisse, die gemeinsame Erfah-
rungen und Erfolge einer gesell-
schaftlichen Linken erzeugen. 
Unsere Aufgabe ist es dabei, 
klar zu sagen, wo antisoziale 

land in Bewegung. Das bedeu-
tet Chancen, das bedeutet Ge-
fahr. Unsere vielfältige Praxis 
orientiert sich deshalb gerade 
jetzt sowohl auf den Kampf 
um linke Alternativen als auch 
gegen reaktionäre Antworten. 
Deshalb freuen wir uns, auch 
nach September mit euch ge-
meinsam für eine bessere Welt 
zu streiten. H

Berlin? Besser ohne AfD!
Unsere Alternative: Grenzenlos feministisch, grenzenlos solidarisch, grenzenlos antikapitalistisch

Die Entwicklungen der 
letzten drei Jahre haben in Berlin 
ihre Spuren hinterlassen. Die An-
griffe gegen Flüchtlinge und ihre 
Unterkünfte sind im letzten Jahr 
um mehr als 30 Prozent gestei-
gen. Während Anti-Heim-Pro-
teste, die zwischenzeitlich von 
Pankow bis Charlottenburg 
reichten, seit den wiederholten 

Asylrechtsverschärfungen ab-
nehmen, vereint die bundesweite 
Demonstration »Merkel muss 
weg« das rechte Protestspektrum 
alle zwei Monate in Berlin.

Ein rechtes Hegemonieprojekt 
Die AfD in Berlin ist mitverant-
wortlich für diese Entwicklung 
und profitiert von ihr: Feder-

führend heizt sie rassistische und 
wertkonservative Stimmungen 
in der Stadt an und ist ein Sam-
melbecken für rechte Akteure 
jeglicher Couleur. 
Der Einzug der AfD in das Abge-
ordnetenhaus am 18. September 
erscheint, trotz (oder wegen) ei-
nes fehlenden berlinspezifischen 
Programms, unabwendbar. Ihr 

Erfolg steht für die anhaltende 
Verschiebung der politischen 
und kulturellen Landschaft nach 
rechts. 
Wie ist die AfD politisch zu 
beurteilen? Dazu gibt es un-
terschiedliche Einschätzungen 
– von faschistisch bis rechtspo-
pulistisch –, eine wirksame Stra-
tegie gegen ihre Erfolge konnte 
indes noch nicht entwickelt wer-
den. Wir wollen die kommen-
den Wochen nutzen, eine linke 
Antwort auf die rassistische und 
antifeministische Stimmungs-
mache zu finden. Dazu vier An-
merkungen. 

In die Offensive 
1. Die AfD repräsentiert das 
Wählerpotenzial des »white an-
gry old man«. Neben Rassismus 
trägt Antifeminismus als ver-
bindendes Element zu Erfolg 
und Stabilität der Partei bei. 
Die heterosexuelle Kernfamilie 
als Keimzelle der Gesellschaft 
ist das ideologische Bindeglied, 
das die verschiedener (Wäh-
ler_innen-)Milieus der AfD 
verbindet. »Gender« und »Fe-
minismus« sind dabei zentrale 
Feindbilder. Das findet Aus-
druck in wertkonservativ-fun-
damentalistischen Aufmärschen 
wie der »Demo für alle« in 
Stuttgart oder dem »Marsch für 
das Leben« in Berlin. Insofern 
muss antifaschistische Politik 
Antifeminismus als integralen 
Bestandteil des Rechtspopulis-
mus benennen.
2. Antifaschismus ist ein Ab-
wehrkampf. Wir führen ihn 
gemeinsam mit allen, die in 
Gegnerschaft zur AfD stehen. 
Er ist ein Anknüpfungspunkt 

für viele Menschen, die wir für 
unser Projekt der Solidarität be-
geistern wollen. Unser Ziel ist 
es, Menschen, die aktiv werden 
wollen, aber noch ohnmächtig 
die politischen Entwicklungen 
beobachten, ein Angebot zu 
machen. Sowohl das »Berliner 
Bündnis gegen Rechts« als auch 
das bundesweite Bündnis »Auf-
stehen gegen Rassismus« mit 
seinen regionalen Ablegern set-
zen auf die argumentative wie 
praktische Selbstermächtigung. 
Sie zielen auf die Aktivierung 
von Vielen. 
3. Welche Strategie eine wir-
kungsvolle Intervention ist, 
muss sich auch in der Praxis 
zeigen. Für uns gehört dazu: 
eine erfolgreiche Straßenpoli-
tik durch öffentlichen Wider-
spruch gegen die Politik der 
Spaltung und mit Aktionen des 
zivilen Ungehorsams gegen das 
öffentliche Auftreten der AfD. 
Für die Legitimität dieser For-
men des Widerstands gegen die 
AfD muss in gesellschaftlichen 
Bündnissen gekämpft werden. 
4. Eine weitere Herausforderung 
besteht darin, klassische Anti-
fa-Strategien wie etwa das Outen, 
also das Aufzeigen personeller 
Verbindungen zum Nazi-Spekt-
rum, auf die AfD anzuwenden. 
Die Tabubrüche der AfD sind 
genauso kalkulierte Strategie wie 
ihre Inszenierung als Opfer. Ein 
Ausweg sehen wir darin, offensiv 
und selbstbewusst in der öffentli-
chen Auseinandersetzung die In-
halte der AfD anzugreifen. Denn 
völkischer Chauvinismus und 
die Revision emanzipatorischer 
Errungenschaften sind keine  
Lösungen! H

Freisinnige  ZeiTUng 
der inTervenTionisTiscHen Linken BerLin
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uns geht es im 
konkreten hAnD­
gemenge um  
selbstermächtigung 
Der Ausgebeuteten. 

Wir müssen mit allen Mitteln die angestrebte Weltherrschaft der AfD stoppen!Wir müssen mit allen Mitteln die angestrebte Weltherrschaft der AfD stoppen!



»Die Türkei ist ein sicheres 
Herkunftsland.« Diese zyni-
sche Feststellung der EU-Kom-
mission findet große Zustim-
mung nicht nur bei Sigmar 
Gabriel (SPD), sondern auch 
bei führenden Vertreter_innen 
von CDU/CSU. Dabei herrscht 
nicht erst seit dem Putschver-
such vom 15. Juli 2016 in der 
Türkei ein Zustand offener Re-
pression. Bereits seit dem Erfolg 
der HDP im vergangenen Jahr, 
die als Bündnis von prokurdi-
schen und linken Gruppen in 
der Türkei angetreten war, führt 
die Regierung Krieg im eigenen 
Land. Ganze Viertel kurdischer 
Städte wurden seitdem dem Erd-
boden gleichgemacht.
Bundesdeutsche und EU-Poli-
tiker_innen verschließen ganz 
bewusst die Augen vor der Men-
schenrechtslage in der Türkei. 
Der sogenannte EU-Türkei- 
Deal wäre ansonsten Makulatur, 
mit dem die Abschottung der 
EU-Außengrenzen erkauft wur-
de. Selbst in weiten Teilen der 
bürgerlichen Medien gilt der 
Deal als moralisch anstößig.

Dirty dealing
Bei dem Deal geht es um die 
Aufnahme syrischer Bürgerkriegs-

Der Putsch und der Pakt
Wir sagen Nein zum EU-ErdoGan-Deal

flüchtlinge im Verhältnis 1:1 gegen 
andere Geflüchtete sowie die Zah-
lung von insgesamt sechs Milliar-
den Euro bis Ende 2018 im Ge-
genzug zu Visaerleichterungen für 
türkische Staatsbürger, eine mögli-
che Zollunion und die Wiederauf-
nahme der EU-Mitgliedschafts-
gespräche. Für Erdoğan ist dieser 
Deal wichtig, um innen- wie au-
ßenpolitisch Punkte zu sammeln.
Außenpolitisch hatte sich Er-
doğan zeitweise mit den USA und 
Russland überworfen und seine 
unverhohlene Unterstützung isla-

ristenzahlen und Staatsanleihen 
auf »Ramschniveau«. Dabei ba-
siert Erdoğans Machtblock auf 
dem Versprechen von Ruhe und 
Wohlstand für die konservativen 
Schichten in Anatolien. Tatsäch-
lich hat sich das Inlandsprodukt 
in den letzten 15 Jahren verdrei-
facht. Vieles jedoch auf Kredit, 
der nun zu platzen droht.

Aktuelle Türkei-Politik  
bekämpfen
Die Politik Deutschlands 
und der EU gegenüber der 

Türkei muss bekämpft wer-
den. Dazu bedarf es einer 
Allianz von anti rassistischen 
und Menschen rechtsgruppen, 
türki schen Linken, Kurd_in-
nen, Alevit_innen und nicht 
zuletzt den Geflüchteten, die 
zum Objekt dieser Politik de-
gradiert werden sollen.
Als radikale Linke sind wir 
momentan in der sonderba-
ren Lage, dass die Kritik an 
Erdoğan bis in die Reihen von 
CSU und völkischen Nationa-
listen geteilt wird – hier aller-
dings aus »Angst« vor dem »Is-
lam« und »den Türken«. Diesen 
rassistischen Projektionen muss 
Widerstand entgegengesetzt 
werden, genauso wie dem natio-
nalistisch-islamistischen Projekt 
der AKP. 
Nicht nur der Deal mit der 
Türkei ist eine Schande für 
den »Friedensnobelpreisträger 
EU«: Weil durch die Schlie-
ßung der Türkei-Route wie-
der Zehntausende Menschen 
auf den gefährlichen Weg 
über das Mittelmeer gezwun-
gen werden, trägt die EU di-
rekte Verantwortung für die 
auf diesem Weg bereits über 
3.500 Umgekommenen in 
diesem Jahr. H

mistischer Gruppen in Syrien, die 
jüngst selbst der BND feststellte, 
wird von vielen kritisiert.
Innenpolitisch steuert das Land 
auf eine Wirtschaftskrise zu 
angesichts geringer Direktin-
vestitionen, einbrechender Tou-

nicht nur Der DeAl 
mit Der tÜrkei ist 
eine schAnDe.

gezwungen sind, unter immer 
schlechter werdenden Bedin-
gungen ihren Lebensunterhalt 
zu sichern. Soziale Spaltung 
und verschärfte Ausbeutung, 
extreme Konkurrenz und das 
gegeneinander Ausspielen von 
Geflüchteten und Alteingeses-
senen – die Regierung schafft 
die Voraussetzungen, von der 
die Wirtschaft profitiert: Dass 
diese den »Sommer der Migra-
tion« so beklatscht, hat ja herz-
lich wenig mit ihrer humanis-
tischen Ader zu tun, sondern 

vielmehr mit dem Drücken der 
Löhne. 
Profitieren kann hiervon mo-
mentan vor allem die Rechte 
in weiten Teilen Europas. Zum  
Beispiel in Ungarn, wo unter 
Viktor Orban ein Rechtsruck 
ohne gleichen stattgefunden hat. 
Und französische Verhältnisse be-
schreiben ja leider nicht nur die 
Proteste gegen das Loi Travail,  
die französische Agenda 2010, 
sondern auch einen erstarkten 
Front National, der mit Mari-
ne Le Pen die nächste Staats-

präsidentin stellen könnte. Es ist 
deshalb angebracht, den Aufstieg 
der Rechten in Deutschland 
auf allen Ebenen und mit allen  
Mitteln zu bekämpfen, wie es 
sich so schön sagt. Momentan 
gehört für uns dazu, eine breite 
Abwehr gegen die AfD zu orga-
nisieren. Wenn sich daran SPD 
und Grüne, Gewerkschaften und 
NGOs beteiligen, finden wir das 
erst mal nicht verkehrt. Auch 
Parteien sind kein einheitlicher 
Block, sondern ein Kampffeld 
unterschiedlicher Interessen. Wir 

denken, dass es sich lohnt, auch 
hier zu intervenieren. Dazu ge-
hört selbstverständlich auch, klar 
zu benennen, wer rassistische 
Stimmungen anheizt und wer für 
Grenzschließungen und Abschie-
bungen verantwortlich ist.

Aber widerspricht sich das nicht?
Das kann manchmal wie ein 
missglückter Spagat aussehen. 
Wir können uns aber keine bes-
sere Ausgangslage backen: Wer 
die Gesellschaft verändern will, 
muss mit ihr arbeiten, wie sie 

Am Freitag gegen die Regie­
rung auf die Straße gehen, am  
Samstag mit der SPD demon­
strieren und sich ansonsten für 
eine solidarische Stadt einsetzen 
– wie geht das zusammen?
Wenn wir am Freitag das Ar-
beitsministerium blockieren, 
dann rücken wir ein zentrales 
Element des gegenwärtigen 
Elends ins Zentrum der Auf-
merksamkeit: Die Verunsi-
cherung der allgemeinen Le-
bensverhältnisse für alle, die 
nicht genug Geld besitzen und 

Wir konnen uns keine bessere 
Ausgangslage backen

Interview mit und von der interventionistischen Linken (IL) Berlin

Saubere Hände beim Handshake für dreckige Deals: Merkel/EU und Erdogan.Saubere Hände beim Handshake für dreckige Deals: Merkel/EU und Erdogan.
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Am 17. September wird in 
Berlin der alljährliche »Marsch 
für das Leben« stattfinden. Viele 
belächeln ihn als ein Schaulau-
fen fundamentalistischer Spin-
ner*innen. Das ist er aber nicht. 
Hier kommt etwas zusammen, 
dass für alle eine reale Gefahr 
darstellt, die selbst über ihre 
Körper bestimmen wollen.
Bei dem Marsch geht es nicht 
nur um die Kriminalisierung 
von Schwangerschaftsabbrü-
chen. Gefordert wird etwa auch 
die »Hebung der deutschen Ge-
burtenrate« oder eine »Willkom-
menskultur für Babys« (statt für 
Geflüchtete). Unter der Hand ei-
nes friedlichen Schweigemarschs 
werden offen sexistische, trans- 
und homofeindliche, nationa-
listische und rassistische Positio-
nen vertreten. Dabei machen die 
Berliner Landesvorsitzende der 
AfD, Beatrix von Storch, Mit-
glieder der CDU/CSU, Rechts-
populist*innen und extreme 
Rechte gemeinsame Sache. 

Wertkonservatives Rollback
Die selbsternannten »Lebens-
schützer« sind leider nicht allein. 
Die AfD fordert etwa »mal eben 
so«, Gender Mainstreaming und 
Gender-Forschung abzuschaffen 

Kommt in die Puschen!
Queerfeminismus geht alle an

und Kindern in Schule und Kin-
dergärten klassische Rollenbilder 
aufzudrängen. Sie beklagt zudem 
einen »falsch verstandenen« Fe-
minismus, der Frauen in ihrer ur-
sprünglich zugeschriebenen Rolle 
als Mutter und die Kleinfamilie 
als Keimzelle der Nation negiert.
Dieses wertkonservative Roll-
back und die Umdeutung von 
Feminismus haben fatale Fol-
gen. In der Diskussion nach 
den Übergriffen in der Silvester-
nacht in Köln sprachen sich etwa 
selbsternannte »FeministInnen« 
für einen Schutz deutscher Frau-
en vor vermeintlich gewalttätigen 
»Ausländern« aus. Damit heizten 
sie nicht nur einen rassistischen 
Diskurs an, sondern verkann-
ten vollkommen, worum es ei-
gentlich gehen müsste: Um eine 
Auseinandersetzung mit sexuali-
sierter Gewalt und Sexismus in 

der Gesellschaft, egal, von wem 
sie ausgeübt wird, und vor allem 
um den Schutz ausnahmslos aller 
Opfer, egal woher sie stammen. 

Gemeinsam können wir  
uns dem entgegenstellen
Die gute Nachricht: Wir können 
etwas dagegen tun! Die Frauen*-
kampftagsdemo in Köln am 12. 
März unter dem Motto »Unser 
Feminismus bleibt antirassis-
tisch« war in diesem Jahr so groß 
wie schon lange nicht mehr! 
Queerfeministische Blogger*in-
nen und Medienschaffende wie 
die Initiator*innen von #aus-
nahmslos stellen sich gegen an-
tifeministische Hasskampagnen 
im Internet. In Berlin mussten 
die sogenannten Lebensschützer 
im letzten Jahr wegen der Protes-
te um ein Drittel verkürzen und 
ihren feierlichen Gottesdienst 
zum Ende des Marsches im strö-
menden Regen abhalten.
Auch in diesem Jahr stellen 
wir uns den »Lebensschützern« 
wieder entgegen! Wir wollen, 
dass jede Person ein Recht auf 
Schwangerschaftsabbruch und 
körperlicher Selbstbestimmung 
zuteilwird!
Wir wollen, dass die Verbesse-
rung der Rechte von Frauen* 

Dieses wertkonser­
vAtive rollbAck unD 
Die umDeutung von 
Feminismus hAben 
FAtAle Folgen.

Anzeige

nicht damit erkauft wird, dass 
die Rechte von Geflüchteten 
noch weiter beschnitten werden, 
wie es jüngst bei der Änderung 
des Sexualstrafrechts geschehen 
ist. Dafür lassen wir uns nicht 
instrumentalisieren!

Wir fordern die Anerkennung 
und den Schutz aller Geschlech-
ter, insbesondere auch derer, die 
die »Lebensschützer« für nicht 
existent halten.
Wir wollen über unsere Körper 
selbst bestimmen dürfen. H

ist – ohne Widersprüche ist das 
nicht zu haben. Wir wissen, dass 
wir nicht den Stein der Weisen 
gefunden haben. Deshalb bleibt 
uns nichts anderes übrig, in 
unübersichtlicher und verän-
derter Situation unterschiedli-
che Wege auszuprobieren. Der 
Weg ist voller Windungen und 
Wendungen, sagte mal ein gro-
ßer chinesischer Bauphilosoph, 
aber das Ziel ist klar und hell.

Gibt das intern nicht Ärger?
Natürlich streiten wir intern 
um angemessene Antworten, 
und manch ein Kompromiss 
tut dem einen mehr weh, als 
der anderen. Aber auch un-
ter uns gilt: ein solidarischer 
Umgang untereinander mit 
dem Ziel eines guten Lebens 
für alle.

Hä?
In unserem Aufruf für die Ak-
tionen am ersten September-
wochenende schreiben wir: »Im 
Vermächtnis von Schröder und 
Blair, von Schäuble und Dijssel-
bloem angetrieben, folgt Europa 
dem Trend der Agenda 2010. 
Und so heißt es, arm trotz Arbeit 
zu sein oder im gänzlich prekari-
sierten Alltag sein Glück suchen 
zu müssen. Wenn das Verspre-
chen Europas für die meisten 
Menschen nur noch ein Mehr an 
Verzicht ist, läuft etwas falsch – 
ganz falsch.« Man muss nur das 
Wort »Europa« durch »Deutsch-
land« bzw. »Berlin« ersetzen, 
dann trifft das ganz genau die 
Situation der Mehrheit der Men-
schen in dieser Stadt. Und hier 
wollen wir ansetzen. Wir for-
dern ein Ende der kommunalen 

Austerität, also des Sparens-Spa-
rens-Sparens. Für uns gibt es 
kein »Wir« und kein »Die«, 
wenn‘s um Geflüchtete und Alt-
eingesessene geht. Wir fordern 
daher Schluss mit Ausgrenzung 
und Rassismus, stattdessen den 
Neuaufbau einer sozialen Infra-
struktur für Berlin. Geld ist da, 
denn die Stadt hat in den nächs-
ten Jahren Haushaltsüberschüsse 
zu erwarten. Milliarden wurden 
für Bankenskandal, Flughafen 
BER und andere Prestigebauten 
verschwendet. Doch darüber re-
det kaum jemand, denn es passt 
nicht in die neoliberale Denke: 
Der Staat päppelt die Märkte, 
die sollen es dann richten, der 
Wettbewerb regiert.
Damit wollen wir Schluss machen: 
Ob Wohnungsbau, Kindergarten, 
Schulen, Unis, Jugendzentren, 

Schwimmbäder oder Kranken-
häuser – all das sind öffentliche 
Aufgaben. Wenn wir diese Berei-
che dem Markt überlassen, dann 
gehen sie zugrunde. Die Woh-
nungsnot zeigt, wohin Privatisie-
rung führt. Das marode Gesund-
heitssystem mit Lohndumping 
und totaler Überarbeitung vom 
Pfleger bis zur Oberärztin führt 
vor, wie rührend private Kranken-
hauskonzerne sich um unsere Ge-
sundheit sorgen. Zwischen all dem 
Elend schreit dann die AfD, es sei 
nicht genug für alle da. Wir sagen 
»Doch« und fordern eine solidari-
sche Stadt für alle!

Und wie haltet ihr es mit einem 
rot­rot­grünen Bündnis in Berlin?
Auch wenn das ein Kommen-
tarspalten-Klassiker ist: Wir 
sind nicht der militante Arm der 

Linkspartei; von uns strebt auch 
niemand einen Posten im Abge-
ordnetenhaus oder Senat an. Und 
die neun Jahre rot-rote Stadtre-
gierung waren bitteres Lehrgeld, 
wie viel Hoffnung man in eine 
linke Koalition legen kann. Uns 
ist aber klar: Wenn sich gesell-
schaftliche Kräfteverhältnisse 
verändern, spiegelt sich das in 
Parlamenten und Parteien wider. 
Grundlegende gesellschaftliche 
Veränderungen werden aller-
dings nicht im Parlament auf den 
Weg gebracht. Auch der Bruch 
mit vorherrschenden Verhältnis-
sen kann dort nicht durchgesetzt 
werden – selbst der zaghafteste 
Versuch, gegen die herrschen-
den Interessen Verbesserungen 
im Hier und Heute umzusetzen, 
braucht den Druck von außen, 
von uns allen. H
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Du warst im Juni in Leipzig auf 
dem Welcome2Stay-Kongress. 
Dort sollten die selbstorganisierte 
Geflüchtetenbewegung, die »klas-
sische« Antira bewegung und die 
neu entstandenen Willkommen-
sinitiativen zusammengebracht 
werden. Hat das funktioniert?
Insgesamt war Leipzig eine gute 
Sache. Das Treffen war gut orga-
nisiert und die Vernetzung und 
der Wissensaustausch waren sehr 
wertvoll. Die Willkommensiniti-
ativen würde ich erst mal sehr po-
sitiv einschätzen, denn die kon-
krete Hilfe ist wichtig. Wichtig 
ist aber auch, dass das humanitäre 
Engagement mit dem politischen 
Hand in Hand geht. Wenn wir 

Berlin muss zu 
einer Stadt der 
SolidaritAt werden

Welcome2Stay, also das Bleiben, 
ernst nehmen, müssen wir Stra-
tegien entwickeln, wie die Ge-
flüchteten hierbleiben können. 
Dazu gehört auch, sich nicht 
nur zu treffen, sondern konkret 
in die Lager zu gehen und dort 
die Leute über das Asylverfahren 
aufzuklären und darauf vorzube-
reiten. Oft wissen diese gar nicht, 
was auf sie zukommt. Zusätzlich 
ist es wichtig, dem Rassismus und 
der Diskriminierung in den Ins-
titutionen des Asylsystems, also 
der Ausländerbehörde oder den 
Lagern, den Kampf anzusagen. 
Und vor allem sollten wir nicht 
das nachmachen, was uns die Re-
gierung vorgibt, nämlich die eine 

viel Wert auf Übersetzung ge-
legt wird und wir als Geflüch-
tete ausreichend gehört werden, 
funktioniert das auch. Vielleicht 
könnten wir aber als IL uns auch 
mehr mit der Situation in Kame-
run beschäftigen – schon allein 
wegen der deutschen Kolonial-
geschichte ist das ein Thema.

Du bist in der Solidarity-City-AG 
aktiv. Was ist da euer aktuelles 
Projekt?
Unser Ziel ist es, Berlin zu einer 
Stadt der Solidarität zu machen, 
die Schutz für Geflüchtete, Il-
legalisierte und alle anderen 
Menschen mit unsicherem Auf-
enthaltsstatus bietet. Wir wollen 

dafür mit der Frage der Gesund-
heit anfangen. Gesundheit ist eine 
sehr elementare Angelegenheit für 
vieles Andere. Deshalb fordern 
wir eine unbeschränkte Versor-
gung auch für Menschen ohne Pa-
piere, wie es sie z. B. in Frankreich 
gibt. Dazu gehört auch die Ab-
schaffung des Krankenscheins für 
Geflüchtete. Dieser bedeutet im 
Falle einer Krankheit einen gro-
ßen Aufwand, die nötige medizi-
nische Versorgung zu bekommen. 
Die AOK-Karte für Geflüchtete, 
die an sich sehr sinnvoll ist, wird 
an viele wie etwa Menschen mit 
einer Duldung nicht ausgegeben. 
Der Zugang zu Gesundheit muss 
aber universell sein. H

Geflüchtetengruppe anderen vor-
zuziehen. Wenn alle Menschen 
gleich sind, gilt das auch für Ge-
flüchtete.

Warum bist du in der IL orga-
nisiert?
Ich war schon in Kamerun in der 
Linken aktiv, habe dort gegen die 
Diktatur und für Demokratie, 
Menschenrechte und Gerechtig-
keit gekämpft. Die IL habe ich 
als Ort wahrgenommen, wo alle 
möglichen verschiedenen Na-
tionalitäten gemeinsam Politik 
machen können – also nicht nur 
Geflüchtete oder nur Deutsche. 
Das war mir wichtig, deshalb 
bin ich in der IL aktiv. Und da 

Madelaine ist aus dem Kamerun 

nach Deutschland geflUchtet 

und kAmpft in der Solidarity-City-AG 

der IL Berlin fUr die Rechte 

von GeflUchteten und Illegalisierten

Der Sommer der Migration 
war angesichts der parallel an-
laufenden Asylrechtsverschär-
fung sicher kein Sommermär-
chen. 
Dennoch: Migration wurde 
sichtbarer und rückte ins Zent-
rum gesellschaftlicher Aufmerk-
samkeit. Trotz wichtiger Kritik 
an Paternalismus und der Pri-
vatisierung staatlicher Aufgaben 
sind Willkommensinitiativen in 
Zeiten einer Politik der Verein-
zelung und nationaler Egoismen 
ein Zeichen der Solidarität und 
Hoffnung. Vielen wurde erst-
mals die Unmenschlichkeit und 
Absurdität des deutschen Asyl-
systems bewusst. 
Das hat Einfluss auf die Gesell-
schaft, in der wir leben, und die 
wir gemeinsam mit den neu  
Angekommenen gestalten wol-
len. Wie groß dieser Einfluss im 
Verhältnis zu dem des sich neu 

Welcome 2 stay!
formierenden rechten Spekt-
rums und dem Kurs der Regie-
rung sein wird, entscheidet sich 
jetzt.
Für uns ist dabei zentral:
— Aus der Willkommensbe-
wegung eine für Bleiberecht 

machen! Wir brauchen breite 
Allianzen gegen Abschiebungen.

— Brücken schaffen zwischen 
Geflüchteten-Selbstorganisati-
onen und Willkommensinitia-
tiven. So können versammelte 

Kompetenzen genutzt werden, 
um etwa neu Angekommene 
über ihre Rechte aufzuklären. 

— Zeigen, dass es keine »Flücht-
lingskrise« gibt, sondern eine 
politisch verursachte Krise der 
sozialen Sicherung, die wir nur 
gemeinsam im Kampf für sozi-
ale Infrastrukturen für alle lösen 
können.

Welcome2Stay im Juni 2016 war 
eine Zusammenkunft der »alten« 
Antira-Bewegung, Geflüchte-
ten-Selbstorganisationen, pro-
gressiven Personen aus Parteien, 
NGOs und neuer Willkommens-
bewegung. Es gab viel zu disku-
tieren, einiges, um zu streiten 
– aber auch einen verbindenden 
Moment: Dass wir diejenigen 
sind, die in einer solidarischen 
Gesellschaft leben wollen und wir 
bereit sind, das anzupacken. H

bleiberecht stAtt 
pAternAlistische 
FreunDlichkeit…

Aus der Willkommensbewegung eine fur Bleiberecht machen
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Berlin fUr alle
gegen den Ausverkauf der Stadt!

neue Wohnungspolitik von unten durchsetzen

»Angemessener Wohnraum« 
ist ein Grundrecht, sagt die Ber-
liner Landesverfassung. »Is‘ mir 
egal«, sagt die Berliner Politik. 
Zwar wird in Sonntagsreden mitt-
lerweile eingeräumt, dass nicht 
alles glatt läuft – doch unter der 
Hand geht es weiter wie gehabt. 
Wohnraum ist nach wie vor ein 
Geschäft: Neben dem Party-
tourismus sind Immobilien die 
Wachstumsbranche in Berlin. 

Die sprudelnden Staatsgelder 
sorgten für fette Gewinne und 
einen korrupten Filz zwischen 
Immobilienwirtschaft und Re-
gierungsparteien. Zugleich si-
cherten sie bezahlbare Mieten: 
Sozialwohnungen entstanden 
in sechsstelliger Zahl. Die In-
vestoren gaben unverhältnis-
mäßig hohe Kostenmieten an, 
die Stadt zahlte Zuschüsse, die 
den Wert der Häuser vielfach 

neuten Förderung der Privaten. 
Zugleich forderte es die Ein-
richtung eines Wohnraumför-
derfonds, der den Ankauf und 
Neubau von Wohnungen durch 
die Stadt ermöglicht.
Fast 50.000 Menschen haben 
diese Forderung unterstützt – 
eine der größten wohnungspoli-
tischen Bewegungen der letzten 
20 Jahre. Doch umgesetzt wur-
den sie nur teilweise. Der Senat 

Doch all das ist kein Selbst-
läufer. Nur mit ausreichend 
Startkapital kann der Fonds im 
spekulativ aufgeheizten Immo-
bilienmarkt bestehen. Damit 
ist klar, welcher Kampf nun an-
steht: Die erwarteten Haushalts-
überschüsse der nächsten Jahre 
müssen in den »Revolverfonds« 
fließen! 
Im Rahmen der Kampagne 
»Berlin für alle« wurde hier-

gend notwendig – für alle, die 
bezahlbaren Wohnraum suchen,  
ob Alteingesessene oder Ge-
flüchtete, für die der freie Markt 
kaum Wohnungen bereithält 
und denen Turnhallen, Han-
gars und Modulbauten keine 
menschenwürdige Alternative 
bieten.
Doch der Fonds hat auch Be-
schränkungen: Er arbeitet par-
allel zum klassischen Immobi-

Und diese Branche diktiert der 
Politik ihre Vorstellungen. Das 
jüngste Beispiel ist die Unter-
bringung von Geflüchteten. 
Dort entsteht ein neuer Markt, 
der unseriösen Anbietern Profi-
te für Massen- und Billigunter-
künfte beschert. Dabei wären 
richtige Wohnungen menschen-
würdiger und billiger. Die Kon-
zepte sind da – doch von allein 
wird sie niemand umsetzten.

Filz und Privatisierung: 
das Berliner Modell
Schon zu Westberliner Zeiten 
setzte die Stadtregierung auf die 
Förderung privater Investor_in-
nen. »Egal wie teuer du baust, 
wir zahlen das schon«, so das 
Motto. 

überstiegen – private Bereiche-
rung an öffent lichem Eigen-
tum. 
Als 2003 die Fördergelder ge-
strichen wurden, war das Ende 
für bezahlbare Sozialmieten und 
Wohnungsneubau gekommen. 
Zugleich wurden Zehntausende 
landeseigene Wohnungen priva-
tisiert. Die Stadt steuerte sehen-
den Auges in die Wohnungsnot.
Heute wissen wir: Der Stadt feh-
len bis zu 125.000 bezahlbare 
Wohnungen. Steigende Mieten 
sind die Folge. 2015 wagte der 
Erste Berliner Mietenvolksent-
scheid ein Aufbegehren. Das 
Bündnis, in dem auch die IL 
Berlin mitwirkte, verlangte ei-
nen Neubau komplett in öffent-
lichem Eigentum statt der er-

drohte der Initiative mit einer 
Verfassungsklage und präsentier-
te zugleich ein eigenes Gesetz, das 
nur Teilforderungen aufnimmt.

Der neue Revolverfonds –  
Pistole auf die Brust  
der Immobilienlobby?
Eine Neuerung ist der »revol-
vierende Fonds«: ein Geldtopf, 
der die Wohnungsfördermittel 
des Landes bündeln und öf-
fentlichen Neu- und Ankauf 
ermöglichen soll. Die Mietein-
nahmen der neuen Wohnun-
gen sollen den Fonds wieder 
auffüllen. Durch dieses Rück-
fließen, also »Revolvieren« soll 
ein weiterer Ausbau des öf-
fentlichen Wohnungsbestands 
gelingen. 

für ein Konzept erarbeitet und 
durchgerechnet: Mit 400 Milli-
onen Euro jährlichem Zuschuss 
und zusätzlichen Geldern der 
Investitionsbank Berlin Bran-
denburg könnte der Fonds etwa 
10.000 Wohnungen im Jahr 
bauen. Mit der Umgehung der 
privaten Banken ist das machbar 
und bezahlbar – nun müssen 
wir dafür sorgen, dass es auch 
passiert!

Das Ziel: Vergesellschaftung
Der Wohnraumförderfonds 
wurde von unten durchgesetzt. 
Er hat öffentliches Eigentum 
überhaupt wieder auf die Agen-
da gesetzt. Nun nicht für seine 
Umsetzung zu kämpfen, wäre 
fatal. Denn Neubau ist drin-

liensektor und krümmt diesem 
kein Haar. Es wird gekauft und 
gebaut, nicht enteignet. Der pri-
vate Markt kennt weiterhin we-
der Mietobergrenzen noch Mit-
bestimmung für Mieter_innen. 
Wir brauchen darum mehr: 
nicht nur ein bisschen zusätzli-
chen öffentlichen Bestand, son-
dern die Abschaffung des priva-
ten Wohnungsmarkts. Erreichen 
lässt sich dies nur von unten. 
Das Kleinkochen des Mieten-
volksentscheids hat gezeigt, dass 
schon einzelne Reformen erbit-
tert bekämpft werden. Zugleich 
hat es deutlich gemacht, wie be-
drohlich eine soziale Bewegung 
für die herrschende Politik wird, 
wenn sie aus dem Käfig des 
Neoliberalismus ausbricht. H



support your local refugee activist

Geflüchteten wird die politische Teilhabe sehr erschwert. Um aktiv sein zu können, 
müssen sie für ihr individuelles Bleiberecht und gegen ihre staatlich gewollte 
Isolation kämpfen. Um uns den Rücken fürs gemeinsame Politikmachen frei zu 
halten, benötigen wir daher Eure finanzielle Unterstützung – ob als einmalige oder 
regelmäßige Spende. 
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Offensiv blockieren wir am 2. September das Ministerium 

für Arbeit und Soziales, markieren ihre Verarmungs- und 

Ausgrenzungspolitik – gegen die soziale Spaltung im Innern 

& die Grenzen nach Außen.

- 7.30 Uhr // Blockade des Bundesministeriums für Arbeit

  und Soziales, Berlin – Treffpunkte und letzte

  Infos: blockupy.org

- Nachmittags: dezentrale Aktionen
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Unser Feminismus bleibt antirassistisch! 

Kommt zum »Grenzenlos feministisch – grenzenlos  

solidarisch – grenzenlos antikapitalistisch«-Block  

auf der Demo gegen die AfD des Bündnisses  

»Aufstehen gegen Rassismus«

– Informationen: www.aufstehen-gegen-rassismus.de

– 14 Uhr // Adenauerplatz // Berlin

  01

Welcome2Stay – bundesweites Beratungstreffen der  

Bewegungen des Willkommens, der Solidarität, der Migration 

und des Antirassismus 

– Informationen: welcome2stay.org

– Nachfragen, mitmachen, anmelden: mail@welcome2stay.org

– 10–17 Uhr // Rosa-Luxemburg-Stiftung // Franz-Mehring-Platz 1
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Euer Schweigen könnt ihr euch schenken. 

Lieber Feminismus feiern!

Antifaschistische und queerfeministische Demonstration 

des What-the-Fuck!?-Bündnisses gegen den alljährlichen 

Schweigemarsch der sogenannten Lebensschützer

– 12 Uhr // Anhalter Bahnhof // Berlin

Für ein Ende der Traurigkeit

Die Interventionistische Linke ist ein Zusammenschluss von beste-

henden Gruppen, lokalen Neugründungen unter diesem Namen 

und Einzelpersonen aus fast 30 Städten auf dem Weg zu einer über-

regionalen Organisation. 

In Berlin haben sich Anfang 2015 die Gruppen »Avanti – Projekt un-

dogmatische Linke«, »Für eine linke Strömung« (FelS) und Teile der 

»Antifaschistischen Linken Berlin« (ALB) zu einer Ortsgruppe der 

Interventionistischen Linken (IL) zusammengefunden. Mit inzwi-

schen vielen neuen Genoss_innen haben wir uns verabredet, eine 

Strömung innerhalb der Berliner (radikalen) Linken zu organisieren 

– verbindlich, gemeinsam, mit lokal verankerter überregionaler Poli-

tik. Und wir laden ein, sich an diesem Versuch zu beteiligen.

Die IL ist unter anderem in sozialen, antirassistischen, feministischen 

und Klimakämpfen aktiv und engagiert sich in den Bereichen Anti-

faschismus und Antikriegspolitik. Wir wollen eine radikale Linke, die 

aktiv nicht nur gegen die Zumutungen und Grausamkeiten, sondern 

gegen den Kapitalismus insgesamt kämpft, die dabei immer wieder 

neue Allianzen sucht, die Brüche vertieft und Chancen ergreift, die 

lieber Fehler macht und aus ihnen lernt, anstatt sich im Zynismus der 

reinen Kritik zu verlieren. Mehr dazu im Zwischenstandspapier der IL 

unter interventionistische-linke.org.

Arbeitsgruppen der IL Berlin:

Antifaschismus  //  Gesundheit  //  InterSol/Antirassismus

Klima  //  Krise  //  NSU-Komplex  // Recht auf Stadt

Rojava  //  QueerFeminismus  //  Zeitungsprojekt arranca!

Kontakt:

berlin@interventionistische-linke.org

Jeden letzten Dienstag im Monat habt ihr Gelegenheit, die IL Berlin  

beim offenen Kneipenabend in der B-Lage kennenzulernen: ein 

netter Anlaufpunkt für Interessierte an Mitarbeit, 20 Uhr, B-Lage, 

Mareschstraße 1, Berlin-Neukölln.


